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Vor Allem eine beſſere Kreis⸗ und Gemeinde⸗ 
ordnung. 


Wir freuen uns, daß die Regierung nach den Siegen 
über den auswärtigen Feind auch die Hand zur Her⸗ 
ftellunng des inneren Friedens geboten hat. Wir 
ſprachen ſchon neulich darüber. Wir ſagten, daß die 
Regierung den erſten und nothwendigſten Schritt damit 
gethan hat, daß ſie ſich verpflichtet erklärte, von nun 
an über die Gelder des Landes nicht mehr nach eige⸗ 
nem Ermeſſen, ſondern nur mit Zuſt immung des 
von uns ſelbſt gewählten Abgeor dnetenhauſes 
zu verfügen. Aber wir ſagten auch, daß dieſer erſte 
Schritt wenig Werth hat, wenn nicht gar viele weitere 
Schritte ihm folgen. Insbeſondere forderten wir eine 
gute und gerechte Kreis⸗ und Gemeindeord⸗ 
nung. Sie iſt ein dringendes Bedürfniß für das 
ganze Land, beſonders für die ſechs öſtlichen Pro⸗ 
vinzen, wo es mit der Verwaltung der Kreiſe und 
Gemeinden ſehr traurig und noch um ein gutes Theil 
ſchlimmer ausſieht als in Rheinland und Weſtfalen. 
Eine gerechte und weiſe Staatsverwaltung zu Nutz und 
Frommen aller Leute, die in unſerm Staate angeſeſſen 
ſind, iſt nur möglich, wenn zu einer guten Skädte⸗ 
ordnung auch eine gute Kreis- und Gemeinde⸗ 
ordnung hinzutritt. . 

Die Zuſtände in den Kreiſen und den ländlichen 
Gemeinden find, zumal in den öſtlichen Provinzen, kaum 
noch zu ertragen. Da bildet das kleinſte Dorf ſchon 
eine Gemeinde für ſich, und dieſe Gemeinde wird in 
der Wirklichkeit gar nicht einmal von den Gemeinde⸗ 
gliedern ſelbſt und von einem ſelbſt gewählten Vorſteher 
verwaltet, ſondern die eigentlichen Verwalter oder, ſo zu 
ſagen, Regenten ſind der Landrath, der Rentmeiſter oder 
gar der Rittergutsbeſitzer. Ja ein jeder, der zufällig ein 
Rittergut geerbt oder mit eigenem oder fremden Gelde 
gekauft hat, iſt ſogar oft die Polizeiobrigkeit im Dorfe. 

Wie ſieht es aber mit der Kreisverwaltung aus? 
Da giebt es freilich eine Kreisvertretung; aber in den 
öſtlichen Provinzen hat jeder Rittergutsbeſitzer ohne 
Weiteres Sitz und Stimme auf dem Kreistage, und 


neben ihnen in der Regel nur ein Paar gewählte Bür⸗ 
ger und einige Dorfſchulzen. Rechnet man einen Kreis 
in den andern, ſo haben die Nittergutöbefiger im ganzen 
Lande kaum halb ſo viel Acker, als die übrigen bei den 
Kreistagen Betheiligten, aber auf den Kreistagen haben 
ſie ſiebenmal ſoviel Stimmen als alle Bauern zuſam⸗ 
mengenommen. Dazu kommt, daß in unſerem Oſten 
bei der Wahl des Landrathes die Bürger und Bauern 
gar nicht einmal mitzureden haben; die Rittergutsbe⸗ 
ſitzer wählen ihn ganz allein. So find denn auf den 
meiſten Kreistagen die Rittergutsbeſizer beinahe Alles, 
die Bürger und Bauern ſo gut wie Nichts. Dabei 
iſt der rittergutsbeſitzerliche Landrath zugleich der eigent⸗ 
liche Regent im Kreiſe, wenn er auch dem Geſetze nach 
unter der Regierung ſteht. 

Der Landrath hat die oberſte Polizei im Kreiſe. 
Bei Kreis- und Wegebauten beſtimmt er, was jede 
Gemeinde oder auch jeder Einzelne an Material zu lie⸗ 
fern, an Fuhren und Arbeiten zu leiſten hat. Er hat 
eine Hauptſtimme bei der Aushebung zum Militär und 
beſonders bei der Einberufung zur Landwehr. Er ent⸗ 
ſcheidet die Streitigkeiten in unſetn Gemeinden. Er 
beſtimmt wie viel Klaſſenſteuer jeder zu zahlen, wie viel 
Kriegslaſten jeder zu tragen hat. Er ordnet Alles an 
und befiehlt Alles, ohne daß die Geſetze ihm beſonders 
enge Schranken ſetzten. Und ein ſo mächtiger Beamte 
wird nur von den Ritter gutsbeſitzern gewählt, und 
nur äußerſt ſelten kommt es vor, daß die Regierung 
bei dem Könige darauf anträgt, daß er einen andern, 
als den Gewählten, zum Landrath ernennen möge. 

Wir ſind weit davon entfernt, die Perſonen an⸗ 
zugreifen, welche die Kreiſe und die ländlichen Gemein⸗ 
den beherrſchen. Wir weiſen nur auf die Einrich— 
tungen hin, welche nach unſerer Anſicht abgeändert 
werden müſſen. Denn auch beim beſten Willen können 
dieſe Herren unſere Kreid- und Gemeindeangelegenheiten 
nicht ſo verwalten, wie es eigentlich ſein müßte. 

Unſere Beſchwerden können mit Sicherheit nur dann 
aufhören, wenn die Dinge, die uns ſelbſt am nächſten 
angehen, auch von uns ſelber mit verwaltet werden. Eine 
gute Verwaltung iſt wirklich nur möglich, wenn die 


Kreise und Gemeinde⸗-ECingeſeſſenen ſich an der Verwal⸗ 
tung der Kreiſe und Gemeinden in wirkſamer Weiſe 
betheiligen können und wirklich betheiligen. Erſt 
dann werden wir Kreis- und Gemeindeobrigkeiten haben, 
die nicht blos fähig, ſondern auch im Stande ſind, in 
der rechten Weiſe für das Gemeinwohl zu ſorgen. Erſt 
dann werden Wege- und andere öffentliche Bauten ſtels 
ſo eingerichtet werden können, daß ſie allen Einge⸗ 
ſeſſenen zu Guie kommen. Erſt dann werden wir eine 
Polizei haben, die uns zum wirklichen Schutze dient, 
ohne uns ſchädlicher oder überflüſſiger Weiſe zu beläſti⸗ 
gen. Erſt dann iſt eine Armenpflege möglich, deren 
Laſten gleichmäßig und gerecht vertheilt ſind, und die 
nicht jeder einzelnen kleinen Gemeinde die Poehwendig⸗ 
keit auferlegt eder einen Vorwand bietet, um das Recht 
der freien Niederlaſſung und Ansiedelung unzweckmäßiger 
Weiſe zu beſchränken und dadurch die Verarmung, die 
man doch alwehren will, zu verdoppeln und zu verdrei⸗ 
fachen. Dann endlich werden wir im Stande ſein, für 
den ganzen Kreis und für die einzelnen größeren Ge⸗ 
meinden Schulen einzurichten, in denen die Kinder un⸗ 
ſerer Bauern ebenſo viel und ebenſo Tüchtiges lernen, 
wie die Bürgerkinder in gut eingerichteten Stadtſchulen, 

Mit Einem Worte, eine gute und gerechte Kreis⸗ 
und Gemeindeordnung iſt unſer nächſtes und dringendes 
Bedürfniß. Wenn die Regierung ernſtlich für das Wohl 
des Landes ſorgen, wenn fie den neu gewonnenen Frie⸗ 
den im Lande wirklich erhalten und für die Dauer 
befeſtigen will, dann wird ſie Schon in allernächſter Friſt 
dafür ſergen, daß wir endlich eine beſſere, eine 
wirklich gute Kreis- und Gemeindeordnung be⸗ 
kommen. : 


! Poittiiche Wachenſchau. 

Preußen. Auf die gewaltige Aufregung des Sommers 
iſt jetzt eine gewiffe Ab'pannung gefolgt, welche ſich auch in 
der Pplitik bemerkbar macht. Es hercſcht jetzt, nachdem die 
Annerienen formell vollzogen ſind, eine große Stille; es be 
ginnt die ruhige aber nachhaltig wirkende Arbeit der all⸗ 
mähligen Ueberführung der Verwaltungen der neu eroberten 
Länder in das preußiſche Syſtem. 

Nur zwei Dinge feſſein jetzt die politiſche Aufmerkſam⸗ 
keit: der Stand der Verhandlungen mit Sachſen 
und der Geſundheitszuſtand Louis Napoleons. 

Was die erſteren anbelangt, jo ſcheinen fie gar nicht vor⸗ 
wärts zu gehen; neulich meldete ein Berliner Blatt, daß der 
Friedensvertrag zwiſchen den Bevollmächtigten ſchon abge⸗ 
ſchloſſen geweſen ſei, daß er aber nicht die Ratifikation des 
Königs von Preußen erhalten habe. Dieſe Nachricht wird 
jedoch von Dresden aus mit Beſtimmtheit als falſch bezeich⸗ 
net. Preußen hat im Hinblick auf die Gefahren, welche in 
der fortdauernd feindſeligen Haltung des wiener Kabirettes 
zu liegen ſcheinen, gewiß Grund, auf eine möglichſt ſchnelle 
Beendigung dieſer Verhandlungen zu dringen, aber dies iſt 
offenbar noch vielmehr bei Sachſen der Fall, wo das Land 
ſehr ſchwer unter dem Druck der fortdauernden Kriegs⸗ 
laſten leidet. Eine Anzahl von Stadtverordneten in Dresden 
wollte deshalb an den König die dringende Bitte um Be⸗ 
ſchleunigung der Friedensverhandlungen richten und ſching 
die Abſendung einer Adreſſe vor, in welcher es heißt: „Wenn 
nicht in nächſter Zeit der ſchen ſo lange Dann vermißte 
Frieden zurückkehrt, ſo würde bei den mit dem Kriegszuſtande 


verbundenen Leiden und täglich ſich ſteigernden Opfern der 
Staatsangehörigen unſer Volk a de und beſonders die 
von uns vertretene Stadt auch noch den letzten Reſt der zu 
eigener Selbſtſtändigkeit erforderlichen Lebenskraft verlieren. 
Königliche Majeſtät! Mit allen unſern Mitbürgern leiden 
in unſerer Stadt und überall im ganzen Lande ganz beſen⸗ 
ders drückende Notb die Familien einer großen Anzahl von 
Soldaten unferer im fremden Lande ſtehenden Armee, ror⸗ 
zugsweiſe die Frauen und Kinder der Kriegsreſerviſten unter 
den gegenwärtigem Verhältuiſſen. Hat auch die Privatwohl⸗ 
thätigkeit ſich bemüht, der Noth nach Kräften abzuhelfen, ſo 
werden jetzt die Kräfte ſchwächer, weil die Zahl der Wohl⸗ 
habenden in betrübendſter Weiſe ſich verringert. Die un⸗ 
glücklichen Familien der braven Truppen, die für König und 
Vaterland heldenmüthig Leben und Geſundheit eingeſetzt 
haben, ſinken allmälig herab zu Almoſenempfängeru, und fie 
rufen laut nach der Rückkehr ihrer Ernährer, deren Abweſen⸗ 
heit fie an den Bettelſtab bringt.“ Deutlicher läßt ſich die 
Noth des Landes nicht ſchildern, und wenn auch die über⸗ 
loyale Majorität der Stadtverordnetenverſammlung die Au⸗ 
nahme Tiefer Adreſſe abgelehnt hat, jo wird doch dadurch die 


Noth des Volkes nicht hinweggelengnet werden können. Und 


dem König Johann iſt dieſe Noth auch von anderer Seite, 
von den Zwickauer Stadtverordneten, ebenſo eindringlich ge⸗ 
ſchildert worden, aber er hat ſich nicht entſchließen können, 
auf die Bitten ſeiner Unterthanen zu hören, er hofft noch 
immer auf ein außergewöhnliches Ereigniß, welches ihm ſeine 
volle Souveräuität wiedergiebt. 

König Johann ſollte bedenken, daß er auf dieſe Weiſe 
in dem ſächſiſchen Volke den Gedanken wach rufen muß, daß 
es für daſſelbe vielleicht beſſer ſei, wenn Sachſen das Schick⸗ 
ſal Hannovers, Kurheſſens und Naſſaus theile. Iſt ein ſol⸗ 
cher Gedanke ober einmal geweckt, ſo macht er ſich immer 
mehr und mehr geltend, jo daß es ſchließlich nur noch eines 
äußern Anſtoßes bedarf, um die Annexion Sachſens zu voll⸗ 
iehen. Wenn dieſer Schritt vielleicht ſchneller eintritt, als 
Test manche Leute erwarten, fo wird König Johann ſich ſelbſt 
die Schuld daran zuzuſchreiben haben. 

Die Krankheit Napoleons, welche nach einigen Angaben 
eine ſehr gefahrdrohende Geſtalt angenommen haben ſoll, ruft 
in Preußen und Deutſchland ſehr lebhafte Beſorgniß für den 
Fall ſeines Todes hervor. Und dieſe Beſorgniſſe können 
nicht ungerechtfertigt erſcheinen. Louis Napoleon hat den 
Zweck ſeines Strebens, die Befeſtigung ſeiner Dynaſtie, nur 
ſehr unvollkommen erreicht. Es giebt in Frankreich wohl 
keine einzige Partei mit Ausnahme der militäriſchen, welche 
an der Fortdauer der napoleoniſchen Dynaſtie ein Intereſſe 
hätte. Die einzige Partei, welche vielleicht einige Hoffnung 
auf die Regentſchaft der Kaiſerin ſetzt, iſt die ultramontane, 
aber ihre Beſtrebungen widerſtreben zu ſehr den Neigungen 
des franzöſiſchen Volkes, als daß eine Regentſchaft, welche 
ſich zum Werkzeug dieſer Partei gebrauchen läßt, den Thron 
des kaiſerlichen Prinzen ſichern würde. So würde aller 
Wahrſcheinlichkeit nach bei dem Tode des Kaiſers Napoleon 
eine mehr oder weniger blutige Revolution ſich vollziehen, 
welche entweder von neuem eine Republik zur Folge hatte, 
oder welche die Orleans wieder auf den Thron von Frank 
reich bringen würde, wenn nicht diejenigen, welche nach dem 
Tode des Kaiſers im Namen ſeines unmündigen Sohnes 
die Regentſchaft führen, ſehr ſchnell Maßregeln treffen, welche 
ein ſolches Ereigniß unmöglich machen. Worin aber können 
ſolche Maßregeln beſtetzen? Einzig und allein darin, daß 
man ſchnell die Aufmerkſamkeit des Volkes auf ein Unter⸗ 
nehmen lenkt, welches ſich der Sympathie der ganzen Nation 
erfreut und gleichzeitig die Kräfte derſelben ſo vollſtändig in 


Anſpruch nimmt, daß an einen gewaltſamen Umſturz der be⸗ 
fiche Verhältniſſe nicht zu denken iſt. Ein ſolches Un⸗ 
ternehmen iſt der Krieg zur Eroberung des linken Rheinufers. 

Wir wollen recht gerne glauben, daß Louis Napoleon 
ſelbſt klug genug ift, einen ſolchen Krieg, nicht herbeizuführen, 
da er das Gefahrvolle deſſelben vorausſieht, aber was ſollen 
diejenigen, welche ein Intereſſe an der Dauer ſeiner Dynaſtie 
haben, nach ſeinem Tode thun, ſelbſt wenn ſie ſeine Anſicht 
von der Sache theilen? Sie werden, wenn ihnen die Zeit 
dazu bleibt, gezwungen ſein, einen Kampf an den Ufern des 
Rheines herbeizuführen, wenn ſie nicht in Gefahr kommen 
wollen, einen Kampf in den Straßen von Paris zu führen, 
deſſen Ausgang kaum zweifelhaft ſein dürfte. Aus dieſem 
Grunde ſchließt die Krankheit Napoleons, wenn ſie einen 


tödtlichen Ausgang nehmen ſollte, eine ſehr drohende Gefahr 


für Deutſchland ein, und es ſcheint uns dem gegenüber ger | 


wiß gerechtfertigt, an einer möglichſt ſchnellen Herbei⸗ 
1 bet Einigung Deutſchlands zu arbeiten. Nur 
feſt geeinigt kann es dem Andrängen Frankreichs, dem ſich 
ganz unzweifelhaft auch Oeſtreich anſchließen wird, gleich von 
Anfang widerſtehen, und es ſcheint uns doch gewiß zweck⸗ 
mäßiger, auf dieſe Weiſe die drohende Gefahr durch vor⸗ 
herige Einigung von vornherein zu beſeitigen, als erſt nach 
den Leiden, welche möglicher Weiſe ein unglücklich geführter 
Krieg über uns bringen könnte, das Werk der Einigung zum 
Zweck der Befreiung vorzunehmen. , s 

Graf Bismarck, welcher in den letzten Tagen in Rügen 
war, ſcheint ſich noch nicht ſo erholt zu haben, wie man ge⸗ 
hofft hatte, er wird ſich daher wieder auf das Gut ſeines 
Vetters zurückbegeben, wo er in voller Zurückgezogenheit noch 
einige Wochen zubringen wird. 


In den neuen Provinzen iſt die Verkündigung der An⸗ 


nexion allenthalben mit Ruhe hingenommen worden; man 
hat ſich ſpwohl der lebhaften Demonſtrationen für wie gegen 
den neuen Zuſtand enthalten. N 

Der Friede mit der Fürſtin Caroline iſt jetzt amtlich 
publicirt; dieſelbe muß 100,000 Thlr. an die Unterſtützungs⸗ 
kaſſe für die im letzten Kriege verwundeten preußiſchen Offi⸗ 
ziere und Soldaten bezahlen. 

Die Frankfurter haben verſucht, eine Befreiung von der 
Militairpflicht zu erlangen; dies iſt ihnen jedoch nicht ge⸗ 
lungen; ihre Söhne werden, ebenſo wie in ganz Preußen, 
dienen müſſen, ohne Rückſicht darauf, ob ſie arm oder reich 


nd. 

Baden. Die liberale Partei hat folgendes Programm 
in der deutſchen Frage aufgeſtellt: Die liberale Partei 
erachtet für ihre nächſte und hauptſächlichſte Aufgabe, die 
Sache der deutſchen Einheit mit allen Kräften zu fördern. 
Das lange erſtrebte Ziel, die Errichtung eines deutſchen 
Bundesſtaats mit Parlament und Zentralgewalt, iſt durch 
die neueſten Ereigniſſe der Verwirklichung näher gerückt. 
Die bewährte Kraft Preußens und das Augſcheiden Oeſter⸗ 
reichs aus Deutſchland haben die künftige Führung Deutſch⸗ 


lands durch Preußen zur Nothwendigkeit gemacht. Die einzig | 


mögliche Form der Einheit ift durch vollendete Thatſachen 
vorgezeichnet; fie beſteht im Anſchluß Süddeutſchlands an den 
norddentſchen Bund. Ein ſüddeutſcher Bund würde der 
Macht und Unabhängigkeit entbehren, die Einmiſchung des 
Auslandes hervorrufen und das Ziel der Einigung in die 
Ferne rücken, ohne eine Gewähr für die Freiheit zu bieten. 
Demzufolge iſt unſere Partei entſchloſſen: 1) den Anſchluß 
an Preußen und den norddeutſche n Bund mit allen 
Mitteln zu erſtreben; 2) bis zur Erreichung dieſes Zieles 
jede irgend mögliche Annäherung Badens an Preußen und 
den norddeutſchen Bund ſowohl auf volkswirthſchaftlichen 


Gebieten, als auch namentlich durch organiſche Verbindung 
der militäriſchen Einrichtungen zu ſuchen. Neben dieſer wich⸗ 
tigſten nationalen Frage bleibt unſere Stellung in Bezug 
auf die innere Geſetzgebung und Verwaltung unverändert, 
indem wir an den Grundſätzen der Proklamation vom 7. April 
1860 feſthalten. 

Württemberg. Die Adreßkommiſſion hat der Kammer 
eine Adreſſe vorgelegt, welche ganz entſchieden alle Beſtre⸗ 
bungen für einen Anſchluß an Preußen von der Hann wirft. 
Acht Abgeordnete, welche das Heil Deutſchlands nur in einer 
Einigung unter Preußen ſehen, haben einen Gegen⸗Entwurf 
eingebracht, in dem es heißt: 

„Der deutſche Bund iſt aufgelöſt. Defterreih hat auf 
die Betheiligung an der Neugeſtaltung Deutſchlands verzic- 
tet, Preußen hat ſich vergrößert und Deutſchland nördlich 
vom Main unter ſeiner Führung vereinigt. Damit iſt das 
Uebergewicht Preußens in Daeutſchland entſchieden, und zwar 
nicht etwa blos vorübergehend, ſondern nach unſerer Ueber— 
zeugung bleibend. Dies find die thatfächlichen Verhält⸗ 
niſſe. Sie bilden den gegebenen Boden, auf welchem wir 
für das Beſte des Volks zu ſorgen haben. Die Sachlage 
weiſt mit Noſhwendigkeit auf das politiſche Ziel hin, deſſen 
Erſtrebung uns von der nationalen Idee wie von den mate⸗ 
riellen Intereſſen geboten wird. Es iſt die Einigung des 
ganzen außeröſterreichiſchen Deutſchlands in einen 
Bundesſtaat, in welchem die Zentralgewalt in die 
Hand des Oberhaupts des preußiſchen Staates 
gelegt ist, die Freiheitsrechte der Nation durch ein mit den 
erforderlichen Befugniſſen ausgeſtattetes Parlament geſichert 
ſind und die berechtigte Selbſtbeſtimmung des Einzelſtaats 
gewahrt iſt“. 

Oeſterreich. Man ſpricht wieder von einer bevorſtehen⸗ 
den Ausföhnung mit Ungarn. 

Die Ernennung des Grafen Goluchowski zum Statt⸗ 
halter in Galizien hat die Hoffnungen der dortigen Polen 
ſehr geſteigert. Rußland fühlt ſich durch dieſe Maßregel des 
wiener Kabinetts ſehr unangenehm berührt, und die Heff⸗ 
nungen, welche man in Wien auf ein Bündniß mit Rußland 
hatte, dürften jetzt als eitel zu betrachten ſein. 


Neueſte Nachrichten. 

Gegenüber den beunruhigenden Gerüchten über den Geiund- 
heitszuſtand des Kaiſers Napoleons ſprechen heut (Sonntag) 
hier eingetroffene Privatbriefe aus Paris von einer Beſſe⸗ 
rung in dem Befinden des Kaiſers. 

„Die Nachricht, daß mit dem Prinzen Napoleon wegen 
feines eventuellen Eintritts in den Regentſcheftsrath unter- 
handelt worden ſei, wird als falſch bezeichnet. 

Der Einzug des Königs Viktor Emanuel in Venedig iſt 
wegen der dort herrſchenden Cholera auf unbeſtimmte Zeit 
verſchoben. 

Petersburg, Sonnabend, 13. Oktober, Abends. Die 
Forderungen der Montenegriner find in Konſtantinopel 
befriedigt worden. 

Der Sultan ſoll mit dem langſamen Fortgange der Au⸗ 
gelegenheiten auf Kandig unzufrieden ſein und einen Adju⸗ 
tanten behufs genauer Erkundigung dahin geſandt haben. 

Wien, Sonntag 14. Oktober Morgens. Ein an den 
Staatsminiſter Beleredi gerichtetes kaiſerliches Handſchrei⸗ 
ben ſpricht die dankbarſte Anerkennung des Kaiſers für die 
werthvollſten Beweiſe der Treue und edlen Aufopferung der 
öſterreichiſchen Völker in den verfloſſenen unglücklichen Tagen 
aus. Der Kaiſer erwartet die augeftrengtefte Thätigkeit aller 
Regierungsorgane, um die durch den Krieg geſchlagenen 
Wunden zu heilen. 


Die Wahlen zum norddeutſchen Reichstag. 


Wenn auch augenblicklich die Regierung es für zwed- 
mäßig gefunden hat, ſtatt ganz Deutſchland zu einem ge⸗ 
meinſamen Bundesſtaate zu vereinigen, nur Norddeutſchland 
zu einen, ſo iſt das für uns und für das ganze deutſche 
Volk gewiß kein Grund, abzuſtehen von dem Stre⸗ 
ben nach einem einigen Deutſchland. Wir laſſen 
das Ziel, welches uns viele Jahre hindurch als Leitſtern ge⸗ 
dient hat, nicht einen Augenblick aus den Augen, wir be⸗ 
trachten alles, was jetzt zur Vergrößerung Preußens und zur 
Konſtituirung des Norddeutſchen Bundes geſchieht, nur als 
Anfänge zu der Einigung des ganzen deutſchen Reiches. 

Es mag der eingeſchlagene Weg ſo manchem nicht der 
richtige und paſſende erſcheinen, und auch wir haben oft ge⸗ 
nug Gelegenheit gehabt, unſere Anſicht dahin auszusprechen, 
daß das Ziel auf andere Weiſe leichter und vollſtändiger er⸗ 
reicht werden könne, aber man ſollte doch bedenken, daß 
Thatſachen nicht mehr ungeſchehen gemacht werden können, 
und daß das, was einmal geeinigt iſt, auch geeinigt bleiben 
wird, und daß, je größer der Kern, um fo größer die An- 
ziehungskraft deſſelben. Allerdings muß der Kern ſelbſt, 
welcher dieſe Anziehung ausüben ſoll, beſtrebt ſein, ſeine An⸗ 
iehungskraft zu vermehren, und wir wollen hoffen, daß 
Preußen dies thun wird. Wir wollen hoffen, daß 
Preußen in jeder Beziehung den anderen deutſchen 
Staaten als ein Muſter in freiheitlicher Entwick- 
lung voranleuchten wird, dann wird auch bald die jetzt 
unterdrückte Sympathie in Süddeutſchland wieder mächtig 
werden, und die Widerſtrebenden zum Anſchluß zwingen. 

Wenn man uns in Hinblick auf die preußiſchen Zuſtände 
ſagt, daß dem preußiſchen Staate noch viel zu einem ſolchen 
Muſterſtaate fehlt, jo wiſſen wir das ſelbſt recht gut, aber 
wir halten es für Preußens Aufgabe, ein ſolcher 
Muſterſtaat zu ſein, und damit er es werde, muß 
jeder in ſeinem Kreiſe das Seinige dazu thun. 

Es mag für den Einzelnen oft ſchwer ſcheinen, in ſeiner 
Stellung irgend etwas zum Beſten des Staates in dem 
Sinne, wie wir es verſtehen, zu thun, aber es iſt auch gar 
nicht nöthig, daß jeder mit einer großen, gewaltigen That 
hervortritt, auch die eifrige und freudige Erfüllung aller 
einzelnen Staate bürgerpflichten, auch der geringſten, iſt eine 
Thätigkeit in der gewünſchten Richtung. Eine Gelegenheit 
ir folder Pflichterfüllung bietet ſich jedem, und fie wird 
ich z. B. wahrſcheinlich ve bald wieder einmal zeigen, näm⸗ 
lich bei den bevorſtehenden Wahlen zum Reichstage des nord⸗ 
deutſchen Bundes. 


Möge dann jeder wahlfähige Bürger ſeine Stimme ab⸗ 
eben nach reiflicher und ſorgfältiger Beantwortung der 

Frage, welche Anforderungen er an die Männer zu ſtellen 
hat, welche er zu ſeinen Vertretern wählen will. Daß die⸗ 
ſelben die gewöhnlichen Eigenſchaften eines Volksvertreters 
beſitzen müſſen, verſteht ſich von ſelbſt, es fragt ſich nur, 
welche beſonderen Eigenſchaften müſſen fie in den Norddeut 
ſchen Reickstag mitbringen, wenn deſſen Wirken ein ſegens⸗ 
reiches werden ſoll? 

Nach den Worten, mit denen wir diefe Artikel begonnen 
haben, ergiebt ſich unſere Antwort auf dieſe Frage ſehr leicht. 
Das Volk muß von ſeinen Vertretern, die es in 
das norddeutſche Parlament ſchickt, fordern, daß 
dieſelben erfüllt find von der Nothwendigkeit der 
Herſtellung eines einigen von Preußen geführten 
Deutſchlands, von der Nordſee bis zum Bodenſee. 


Aber mit dieſer guten Abſicht zur Herſtellung eines 
einigen Deutſchlands iſt es nicht gethan, man muß auch 
wiſſen, wie es hergeſtellt werden fol, auf welchen Grund⸗ 
lagen der ſtolze Bau der deutſchen Einheit ruhen 
ſolle. Deshalb müſſen die Volksvertreter im Norddeutſchen 
Parlament ſich klar gemacht haben, welche Macht in dieſem 
einigen Deutſchland dem Einzelſtaate verbleiben könne, und 
welche Rechte der Einzelſtaat der Centralgewalt und dem 
Parlament unbedingt übertragen muß. 

Dieſe Beſtimmungen vorläufig ſchon für den norddeut⸗ 
ſchen Bund zu treffen, wird ja Aufgabe des demnächſt zu⸗ 
ſammentretenden Reichstages fein, und das Volk muß des⸗ 
halb ſich ſelbſt darüber klar ſein, wie es die Grenze zwiſchen 
der Gewalt der Centralgewalt und der Gewalt des Einzel ⸗ 
ſtaates gezogen fehen will, und er muß von demjenigen, dem er 
feine Stimme giebt, wiſſen, ob er dieſe Grenze ebenſo ziehen will. 
Die Entſcheldung dieſer Frage iſt von der höchſten Wich⸗ 
tigkeit, denn es handelt ſich nicht nur um die Rechte, welche 
das Preußiſche Volk, reſp. ſeine Vertretung und Regierung 
gegenüber dem Geſammiſtaate aufgeben fo ſondern es han · 
delt ſich auch um die Lebensfähigkeit des norddeutſchen Bun ⸗ 
des und um die Eröffnung der Möglichkeit, daß die ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten ihm recht bald beitreten, ſo daß aus dem 
Norddeutſchen Bund ein Deutſcher Bund in dem Sinne 
wird, daß dadurch unſer Streben nach Macht und Einheit 
befriedigt wird. 


Auzeigen. 


20,000 Gulden baares Silbergeld, 
kann Jedermann gewinuen, der ſich bei der 
großen Frankfurter Geldverlooſung 
betheiligt, ſowie weitere Haupttreffer von 
Gulden 100,000, 40,000, 25,000, 20,000, 13,000, 
12,000, 10,000, 6,000, 5,000 rc. 
Dieſe von der hohen hieſigen Regierung genehmigte und 
der Stadt garantirte 5 
Neueſte große Prämien⸗Verlooſung 
bietet den Theilnehmern in jeder Beziehung die größten 
Vortheile. 
Alle Nummern ohne Ausnahme werden gezogen. 
Das ganze Einlagekapital wird binnen 5 Monaten mittelt 
Gewinnziehungen zurückbezahlt und müſſen planmäßig bis 
dahin ſämmtliche 12,500 Gewinne, 11 Prämien und 18,400 
Freilooſe von den Intereſſenten erlangt werden. 
Ganze Originalloſe koſten fl. 6. — oder Rthlr. 3. 13. 
Halbe 75 „ % 3. „ „ I. 22. 
Viertel 7, 75 „ 1½ " 77 — 26. 
(Dieſe Originalloſe ſind mit dem Statdſiegel verſehen). 
Schon am 12. und 13. kommenden Monates 
beginnen die Ziehungen. Beſtellungen unter Beifügung des 
Betrages oder gegen Poſtnachnahme werden ſofort pur ktlichſt 
ausgeführt und die erforderlichen Pläne gratis beigefügt. 
Nach ſtattgehabter Ziehung erhält jeder Theilnehmer die 
amtliche Liſte und Gewinne baar überſchickt 
Jegliche Auskunft in, Betreff dieſer großen und inter 
eſſanten Verlooſungen wird gerne ertheilt und eine ſtets 
reelle gute Bedienung zugeſichert. Man beliebe ſich daher 
vertrauensvoll baldigſt direkt zu wenden an 
L. Steindecker- Schlesinger, 
0 Bank- und Wechſel-Geſchäft 
8 in Frankfurt am Main. 
S . ο⏑ D 
Einzelne Jahrgänge der Volks⸗Zeitung werden ge- 
gekauft. Frankirte Adreſſen mit Preisangabe sub. K. in der 
Expedition d. Bl. 
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